
Seite steht (§ 42 JGG). Prozeßpartei können sie des­
halb nicht sein, weil ihre Stellung im Prozeß von der 
des Angeklagten abhängig ist; sie verlieren ihre pro­
zessuale Stellung, wenn die des Angeklagten entfällt. 
Sie sind Prozeßbeteiligte, die mit besonderen Rechten 
und Pflichten ausgestattet sind, vermittels ihrer Mit­
wirkung zur Wahrheitsfindung beitragen und ihre 
Interessen sowie die der ihnen zur Erziehung anver­
trauten Personen wahren. Man kann den Inhalt der 
Mitwirkungspflicht als eine Aufklärungspflicht bestim­
men, die im Rahmen der dem Erziehungspflichtigen 
zustehenden Rechte und Pflichten liegt und dem Zweck 
dient, die Aufklärung der sachlichen und persönlichen 
Umstände im Interesse einer sozialistischen Erziehung 
des Jugendlichen zu fördern.

•
Die Mitwirkung der Erziehungspflichtigen am Jugend­

gerichtsverfahren erfolgt in ihrem vollen Umfang erst 
im Stadium des gerichtlichen Hauptverfahrens. Nach 
§ 38 JGG sind sie zur Teilnahme an der Hauptverhand­
lung verpflichtet, und zwar in ihrer Eigenschaft als ver­
antwortliche Erzieher der jugendlichen Angeklagten. 
Das Gericht wird indirekt durch § 38 JGG angehalten, 
die Anwesenheit der Erziehungsberechtigten für die 
Hauptverhandlung generell herbeizuführen.

Unterläßt das Gericht fehlerhaft die Ladung und 
verhandelt es ohne diese Personen, so werden dadurch 
die Vorschriften über das Gerichtsverfahren bezie­
hungsweise das Prinzip der Wahrheitserforschung ver­
letzt und Rechtsmittelgründe geschaffen2.

Mit der Teilnahme am Verfahren ist die Voraus­
setzung geschaffen, daß alle Aufgaben wahrgenommen 
werden können, die Inhalt der Mitwirkungspflicht 
sind. Um ihr nachkommen zu können, verleiht das Ge­
setz den Erziehungspflichtigen bestimmte Rechte, die 
im § 39 JGG verankert sind, jedoch nicht für das Er­
mittlungsverfahren gelten.

Im Absatz 1 des § 39 JGG ist zunächst das Frage- 
und Antragsrecht geregelt. Den Erziehungspflichtigen 
steht es zu, soweit auch der Beschuldigte ein Recht 
darauf hat. Das Antragsrecht kann sich z. B. auf die 
Rüge der örtlichen Unzuständigkeit des Gerichts (§ 19 
StPO) beziehen; auf die Ablehnung der Richter wegen 
Befangenheit (§ 22 StPO); auf Beweisanträge des An­
geklagten (§§ 186, 202 StPO); auf die Anberaumung 
einer neuen Hauptverhandlung wegen Nichteinhaltung 
der Ladungsfrist (§ 192 StPO) usw., ferner auf Beweis­
anträge, wie sie z. B. zur Anfertigung eines psychia­
trischen Gutachtens über den Entwicklungsstand des 
Jugendlichen gern. § 4 JGG möglich sind.

Das Fragerecht ergibt sich im wesentlichen aus den 
§§ 201, 212 und 213 StPO. Diese Bestimmungen erfah­
ren insoweit eine Erweiterung, als hier neben dem An­
geklagten auch die Erziehungspflichtigen die gleichen 
Rechte erhalten. In der Praxis wird dies häufig nicht 
beachtet, sondern man beschränkt sich lediglich am 
Schluß der Beweisaufnahme auf ein Anhören der Eltern 
bzw. eine Aussprache mit ihnen über den Inhalt der 
in der Beweisaufnahme besprochenen Fragen. Im 
Interesse einer allseitigen Erforschung der Wahrheit 
sollten jedoch die Erziehungspflichtigen bei allen Punk­
ten der Beweisaufnahme auf ihr Frage- und Antrags­
recht hingewiesen werden.

Untersuchungen, hinsichtlich deren das Anwesenheits­
recht besteht, sind, solche, die seitens des Gerichts vor­
genommen werden, z. B. die Vernehmung durch einen 
beauftragten oder ersuchten Richter (§ 188 StPO), die

2 Bedenklich erscheint jedoch die Entscheidung des BG 
Dresden in NJ 1956 S. 451. Nach dieser Entscheidung soll die 
Nichtladung und demgemäß Nichtbeteiligung der Erziehungs­
pflichtigen ein absoluter Aufhebungsgrund nach § 291 Ziff. 3 
StPO sein. Hierbei ist u. E. zu bedenken, daß immerhin das 
Gericht in der Lage ist, nach einer pflichtmäßigen Prüfung 
von der Ladung der Erziehungspflichtigen abzusehen (§ 38 
letzter Satz JGG), und es somit der näheren Prüfung bedürfte, 
ob sie zu dem Personenkreis gehören, deren Anwesenheit in 
der Hauptverhandlung ausnahmslos durch das Gesetz gefor­
dert wird. Problematisch sind jene Fälle, in denen zwar eine 
Ladung erfolgte, die zu beteiligenden Erziehungspflichtigen 
jedoch nicht in der Lage sind, den Termin wahrzunehmen, 
auch nicht in nächster Zeit; so z. B. bei schwerer Erkran­
kung. Hierin könnten unter anderem jene besonderen Gründe 
gefunden werden, bei denen das Gericht von der Ladung der 
Erziehungspflichtigen absehen kann (§ 38 letzter Satz).

Augenscheinseinnahme und Tatortbesichtigung usw. 
Nicht eingeschlossen sind Untersuchungen, die durch 
die Untersuchungsorgane bzw. den Staatsanwalt er­
folgen. Die für die Mitwirkung bedeutsamen Rechte 
sind das Frage- und Antragsrecht sowie das Recht, 
gehört zu werden. Die Ausübung dieser Rechte dient 
unmittelbar zur Aufklärung des Sachverhalts, der rich­
tigen Einschätzung der Tat sowie der daraus resultie­
renden Beurteilung durch das Gericht.

Steht fest, daß die Erziehungspflichtigen an der 
Straftat des Jugendlichen beteiligt (§ 6 JGG) oder daß 
sie durch schuldhafte schwere Vernachlässigung ihrer 
Aufsichtspflichten (§7 JGG) für die Verfehlung des Ju­
gendlichen mitverantwortlich sind, so kann ihnen das 
Gericht nach § 39 Abs. 3 JGG die zur Mitwirkung ein­
geräumten Befugnisse entziehen. In diesen Fällen sind 
die Erziehungspflichtigen als Beschuldigte oder Ange­
klagte verantwortlich. Bei der Untersuchung (Ermitt­
lung) ihrer strafrechtlichen Verantwortlichkeit ergeben 
sich dann all die Feststellungen, zu deren Aufklärung 
sie eigentlich als Erziehungsberechtigte durch ihre Mit­
wirkung verpflichtet gewesen wären.

Der Entzug der Rechte des Erziehungspflichtigen ist 
auch dann möglich, wenn ein Mißbrauch dieser Rechte 
zu befürchten ist. Dies könnte z. B. dann praktisch 
werden, wenn die Erziehungspflichtigen trotz überzeu­
gender Hinweise des Gerichts durch ihr Auftreten in 
der Hauptverhandlung die allgemeinen Bemühungen, 
den Zweck des Strafverfahrens zu erreichen, in einem 
solchen Maße beeinträchtigen, daß ein Mißerfolg zu 
befürchten ist3.

Die in § 39 JGG aufgeführten Rechte der Erzie­
hung spflichtigen werden ergänzt durch die Rechtsmit­
telbefugnis, die u. a. dem Erziehungspflichtigen selb­
ständig, also unabhängig von der des jugendlichen An­
geklagten, zugestanden wird (§ 48 JGG). Da jedoch § 48 
Abs. 1 JGG keine Regelung für Umfang, Form und 
Frist des Rechtsmittels sowie die Art und Weise des 
Rechtsmittelverfahrens enthält, müssen die hierfür zu­
treffenden Bestimmungen der §§ 274 ff. StPO heran­
gezogen werden.

Da im Jugendstrafverfahren bestimmte Verfahrens­
arten unzulässig sind (vgl. § 50 JGG), kommen nur die 
Berufung und die Beschwerde als Rechtsmittel nach 
§ 48 JGG in Frage. Eine nähere Untersuchung dieser 
beiden Rechtsmittelarten stößt auf eine Reihe von 
Problemen, die sich aus der besonderen Stellung der 
Erziehungspflichtigen ergeben und der Behandlung be­
dürfen.

Die erste Frage, die auftaucht, ist die nach dem An­
wendungsbereich des § 48 JGG. Sollen die Erziehungs­
pflichtigen s e l b s t ä n d i g  alle Entscheidungen an­
fechten können, soweit diese überhaupt der Anfech­
tung unterliegen, oder besteht die Befugnis nur hin­
sichtlich derjenigen Entscheidungen, die im Rahmen 
des gerichtlichen Hauptverfahrens ergehen? Die syste­
matische Einordnung des § 48 JGG in den Abschnitt 
über das gerichtliche Hauptverfahren zeigt, daß vom 
Gesetzgeber keine Ausdehnung der selbständigen 
Rechtsmittelbefugnis auf alle Verfahrensstadien beab­
sichtigt, sondern diese streng auf Entscheidungen, die 
in der Hauptverhandlung ergehen, beschränkt ist. Uns 
könnte entgegengehalten werden, daß bei einer Ableh­
nung der selbständigen Rechtsmittelbefugnis aus § 48 
JGG gegenüber Gerichtsbeschlüssen im Ermittlungs­
verfahren immer noch § 296 Abs. 2 StPO zu beachten 
sei, der neben Zeugen und Sachverständigen auch 
anderen Personen ein eigenes Beschwerderecht gibt, 
soweit sie von einer Gerichtsentscheidung betroffen 
sind. Wie verhält es sich insbesondere mit der Haft­
beschwerde, die zur Entscheidung des BG Dresden ge­
führt hat?

Von der Verhaftung eines Jugendlichen wird der 
Erziehungspflichtige nicht i. S. des § 296 Abs. 2 StPO 
betroffen. Er wird zwar in der unmittelbaren Ausübung 
seiner Erziehungspflicht behindert, diese Behinderung,

3 Den Verfassern ist ein Fall bekannt, in dem die Mutter, 
die selbst HwG-Person war, ihren Stolz auf ihre Tochter zum 
Ausdruck brachte, weil diese angeblich soviel Chancen bei 
Männern habe, obgleich auch die Tochter als Fünfzehnjährige 
bereits auf der HwG-Liste stand und während einer Liebelei 
einem Mann die Geldbörse mit Inhalt entwendete.
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